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Liebe Leser*innen

«Theorie und Praxis — Wie bringt man beides zusammen» fragen
sich unsere Mitglieder oft. Damit kann nicht nur der Ubertrag von
Ausbildung und Forschung in die Praxis gemeint sein. Versteht
man «Theorie» eher allgemeinsprachlich als zu Papier gebrachte
Anforderungen, kann es dabei auch um Gesetze, branchenpoliti-
sche Empfehlungen und Standards oder auch um Leistungsverein-
barungen mit Bund oder Kantonen gehen.

In dieser Ausgabe beleuchten wird diese Frage aus verschiedenen
Perspektiven. Wie Anforderungen und Praxis bei Leistungsverein-
barungen Uberbriickt werden kénnen, dazu sprach Integras mit
Mitgliedern der Nationalen Fachkommission. Unsere Kollegin und
Kinderrechtsexpertin Jessica Pierobon teilt Befunde zum Stand der
UN-Kinderrechtskonvention und gibt einen Einblick in die Arbeit
als Mitglied von Netzwerk Kinderrechte.

Loréne Métral
Co-Geschaftsfiihrerin Integras

Um den Ubertrag von Gesetzen und Konventionen in die Praxis
ging es auch im Gesprach Uber die stark unter Beschuss gekom-
mene inklusive Bildung mit Dagmar Rosler (Prasidentin LCH) und
Romain Lanners (Direktor SZH). Weitere Themen sind ausserdem
Vertrauenspersonen, geschlechtsdiverse Jugendliche sowie Partizi-
pation in Gerichtsverfahren bzw. in heilpadagogischen Schulen.

Viel Vergniigen bei der Lektlire und beim Briicken zwischen Theorie
und Praxis schlagen,

Ihre Co-Geschaftsleitung Integras

‘ Meryem Oezdirek
Lorene Métral und Meryem Oezdirek Co-Geschéftsfihrerin Integras
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Fokus: Theorie und Praxis

Destination
Kindeswohl:
Wie Leistungs-
vereinbarungen
Realitaten
schaffen

Fir Institutionsleitungen gehért das Verhandeln von
Leistungsvereinbarungen zu einem der wichtigsten
Geschafte. Das Ergebnis entscheidet dartiber, welche Mittel
fiir die eigene Arbeit zur Verfiigung stehen. Auf der einen
Seite des Verhandlungstisches sitzt die Praxis, gegeniiber
die Verwaltung. Dabei treffen zwei verschiedene Logiken
aufeinander, auch wenn beide das Kindeswohl zum Ziel
haben.

Rosen Ferreira, Integras

Eine Befragung von Leitungspersonen in der Nationalen Fach-
kommission ergab, dass die Zusammenarbeit mit den Kantonen
in punkto Leistungsvereinbarungen grundsatzlich positiv verlaufe.
So meldeten sie zurlick, dass die Vereinbarungen auf Augenhéhe
verhandelt wiirden und ihre Argumente gehort wiirden. Gemein-
sam mit anderen Anbieter*innen gab es teilweise sogar Work-
shops zu den Inhalten der Vereinbarungen. Bei anspruchsvollen
Themen wurde punktuell auch die Hochschule beigezogen. Einzig
die direkte Sicht der Betroffenen fehle noch in diesen Prozessen.
Deren Integration wiirde das mehrperspektivische Vorgehen weiter
abstiitzen und konnte sinnvoll sein.

Bedingung fiir eine gute Zusammenarbeit seien aber auch Flexibili-
tat und eine aktive Lernkultur auf beiden Seiten. Fehler miissten
als Lernchance begriffen werden, hort man von der Fachkommis-
sion. Spielraum zur Optimierung gebe es bei den Budgetprozessen,
vor allem, wenn es um die Nachbesetzung von Stellen, insbeson-
dere von Stellvertretungen gehe. Rigide Vorgaben erschwerten

im laufenden Jahr den Betrieb mit einer angemessenen Zahl an
Mitarbeitenden. Als Ldsung wére ein Zusatzbudget denkbar, das
im Folgejahr validiert werden konnte, so ein Vorschlag.

Einzelne Meldungen zeigten aber auch, dass in der Zusammen-
arbeit mit den Kantonen Luft nach oben ist. Aus dem Kanton
Waadt wurde von Schwierigkeiten berichtet, die verschiedenen
Anforderungen bestehend aus Vereinbarungen, Berufsethos und
Kinderrechten zu erfiillen. Die Bediirfnisse der eintretenden Kinder
und Jugendlichen wiirden immer komplexer. Viele litten unter Trau-
mata, hatten Bindungsstérungen, Kommunikationsschwierigkeiten
und/ oder seien psychisch belastet. Dem gegentiber stehe die
strikte Kalkulation von Mitteln, die der Realitat nicht gerecht wer-
de. Als Beispiel wurde die Situation genannt, wenn mehrere Kinder
fiir die Nutzung der Toilette zwei Begleitpersonen benétigen.



Fur die Klasse bedeutet dies, mehrmals am Tag allein bleiben zu
miissen — ein unhaltbarer Zustand. Alles, was {iber die gewahrten
Pauschalen an Leistung hinausgeht, misse mit der Verwaltung
nachverhandelt werden, die politisch unter einem grossen Kosten-
druck durch die Kantonsregierung stehe.

Pauschalen wiirden der komplexen Realitét in den Institutionen
oft nicht gerecht, so die Fachkommission. Bereits jetzt seien die
Pauschalen zu tief. Leistungen wie Ruhe- und Schulinseln, natur-
oder erlebnispadagogische Alternativen zum Unterricht, aber auch
schlicht ein besserer Personalschliissel fiir die multiprofessionelle
Forderung, Beschulung und Betreuung in Kleinst- bis Einzelsettings
wiirden in der Regel nicht abgedeckt durch Pauschalen. Um diese
dennoch zu leisten, sind die Institutionen gezwungen, an anderer
Stelle zu sparen. Dabei bleibt die Qualitat des Angebots auf der
Strecke, die entscheidend ist fiir Kindeswohl und Motivation der
Mitarbeitenden.

Nicht nur beziiglich der Finanzierung, auch prozessual gibt es

aus Sicht der Institutionen Verbesserungspotenzial. So treffen die
Leistungsvereinbarungen teilweise erst nach Beginn der neuen
Leistungsperiode ein. Fir die Institution bedeutet dies fehlende
finanzielle und planerische Sicherheit zwischen zwei Leistungs-
perioden. Bis die neue Leistungsvereinbarung unterschrieben ist,
kann bis zu einem Jahr vergehen. Besonders in solchen Uber-
gangszeiten tragen die Institutionen ein hohes wirtschaftliches
Risiko. Aber auch ausserhalb dessen gehért das Outsourcen des
wirtschaftlichen Risikos zur Systemlogik, insbesondere bei Unter-
belegungen. Rigide kantonale Fristen kollidieren dabei oft mit der
Praxis. Bis zu 25 Prozent der Schiiler*innen werden beispielsweise
nach Ablauf der 6ffentlichen Fristen fiir Neuanmeldungen oder
Mutationen zugewiesen. Oft handelt es sich hierbei um hoch-
komplexe Situationen, auf die schnell und flexibel reagiert werden
muss. Die Institutionen fangen dies auf, obwohl Planungsprozesse
und Mittelausstattung die Dynamik der Zuweisungen nicht an-
gemessen spiegeln.

Qualitat in der Facharbeit dank Daten

In Verhandlungen mit den Kantonen braucht es neben guten
Argumenten auch verlassliche Daten. Mit dem Online-Tool
Equals kann die eigene Arbeit evaluiert werden. Es unter-
stiitzt eine standardisierte Eingangs- und Verlaufsdiagnostik.
Zusammen mit den Kindern und Jugendlichen werden Res-
sourcen und Belastungen, gemeinsame Ziele und Entwicklun-
gen festgehalten.

Hierin sind sich Arbeitgeber*innen und Gewerkschaften einig: Viele
Kantone gewahren nicht die nétigen Mittel fiir die Arbeit mit Kin-
dern und Jugendlichen, wie beispielsweise der VPOD im September
2024 in Bezug auf den Kindesschutz konstatierte. Zwar habe es
erste Verbesserungen in der Waadt oder in Freiburg nach Kritik und
Protesten von Arbeitnehmenden gegeben. Es bleibe aber noch viel
zu tun. Dass Budget-Entscheidungen auf Kosten des Wohlergehens
von Kindern und Jugendlichen gingen, kénne nicht sein. Auch sei
es nicht Aufgabe der Fachkrafte, die mangelhafte Mittelausstat-
tung durch eine Uberbeanspruchung der eigenen Krafte aufzufan-
gen und so Verantwortung fiir eine Situation zu (ibernehmen, die
andernorts verursacht werde.

Auf beiden Seiten der Leistungsvereinbarungen gilt es also, auf das
Kindeswohl zu fokussieren und vertraglich eine Basis zu schaffen,
damit Fachkrafte handlungsféhig bleiben, um angemessen auf die
immer anspruchsvoller werdende Realitat der Kinder- und Jugend-
arbeit zu reagieren. Prozesse der Verwaltung sollten sich dazu den
Anforderungen der Institutionen annahern. Wie von Institutionen
Flexibilitat beziiglich Aufnahme und Begleitung erwartet wird,
sollte es auch in der Administration Spielraum fiir unterjahrig ver-
anderte Bedingungen geben. Grundlegend dafiir sind sowohl ein
regelméssiger Austausch zwischen Institutionen und Exekutive als
auch finanzielle Mittel jenseits fixer Pauschalen. In einigen Kanto-
nen funktioniert dies nach Aussage unserer Expert*innen bereits
ganz gut — bei anderen gibt es jedoch definitiv Nachholbedarf.

Equals-Mitglieder werden zusatzlich bei ihren eigenen Aus-
wertungen unterstlitzt. Diese Daten kdnnen ein wichtiges In-
strument bei Verhandlungen darstellen. So kann zum Beispiel
die Zunahme diverser Belastungen im Verlauf belegt werden.
Fiir die Fachkrafte ist es aber auch ein wichtiges Instrument
zum Monitoring der Gesundheit der Jugendlichen. Gerade

in multidisziplinaren Teams kann deren Selbstauskunft eine
wichtige Rolle in der gemeinsamen Praventionsarbeit spielen.

www.equals.ch
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Wo die Umsetzung der
Kinderrechte steht

Im Jahr 1997 hat die Schweiz die UNO-Kinderrechtskonvention (KRK)

unterzeichnet. Es bleibt aber noch viel zu tun. Rosen Ferreira hat
sich fiirs THEMA mit Jessica Pierobon, Fachexpertin Sozialpadagogik,
unterhalten. Integras ist Mitglied von Netzwerk Kinderrechte

Schweiz. Zusammen mit Integras-Co-Geschaftsfiihrerin Loréne Métral

arbeitet Jessica Pierobon am NGO-Bericht, der auflistet, wo der
dringendste Handlungsbedarf besteht.

Jessica Pierobon im Gesprach
mit Rosen Ferreira, Integras

Wo steht die Umsetzung der KRK in der Schweiz?

Um auf diese Frage antworten zu kdnnen, miissten zuerst die Aus-
wirkungen aller erfolgten Massnahmen im Bereich Kinderpolitik
und der entsprechenden Gesetzgebung evaluiert werden. Entge-
gen den Empfehlungen des UN-Komitees fiir Kinderrechte existiert
eine solche Auswertung in der Schweiz aber nicht. Dennoch gibt
es ein paar Fortschritte zu verzeichnen, so etwa die Revision des
Zivilgesetzbuches betreffend gewaltfreie Erziehung. Trotzdem
miissen wir sagen: Es gibt noch viel zu tun — etwa im Bereich des
Asylwesens.

«Was uns wirklich fehlt, ist eine

Strategie auf Bundesebene fiir die
Umsetzung der Konvention.»

Welches sind die gréssten Liicken in der Umsetzung?

Im Bereich Kindesschutz und ausserfamiliare Unterbringung bei-
spielsweise ist festzustellen, dass wir auch 2024 keine nationale
Datenerhebung haben, die Daten zur genauen Anzahl der plat-
zierten Kinder in der Schweiz liefert. Gegenwartig macht jeder
Kanton ein bisschen, was er will. Ohne statistische Daten kann die
Realitat nicht nachgezeichnet werden, was die Situation der Kinder
unsichtbar macht.

Auch ist ein enormer Unterschied in der Qualitat der Begleitung
und der angebotenen Leistungen feststellbar. Die Unterstiitzung
fur die betroffenen Kinder und Familien, aber auch deren Teil-
habe im Prozess der ausserfamiliaren Unterbringungen hangen
von ihrem Wohnkanton ab. Es miisste auf eidgendssischer Ebene
definierte Mindestanforderungen geben.

Eine weitere gewichtige Liicke ist aktuell das Fehlen einer Instanz,
an die die Kinder sich wenden kdnnen, wenn sie sich im Rahmen
eines Verfahrens nicht beriicksichtigt oder nicht gehdrt fiihlen oder
wenn ihre Rechte missachtet wurden. Der Vorschlag des Bundes-
rats zur Umsetzung der Motion Noser' — mit der die Schaffung

Jessica Pierobon, Fachmitarbeiterin
Sozialpadagogik bei Integras

einer Ombudsstelle fiir Kinderrechte gefordert wurde — ist von
ziemlich allen Vertreter*innen der Zivilgesellschaft als sehr ent-
tauschend bezeichnet worden.

Was unternimmt Integras als Verband, um sich fiir Kin-
derrechte einzusetzen?

Integras arbeitet auf mehreren Ebenen: Der Verband sensibilisiert
Fachpersonen mittels zahlreicher Forschungsprojekte, Publikatio-
nen und Informationsveranstaltungen. Zwei Beispiele fiir Projekte:
Wir haben Lehrmaterial zum Thema Kinderrechte fiir den Schul-
unterricht entwickelt sowie ein spezifisches Modul zu den Rechten
ausserfamiliar lebender Kinder. Dies erfolgte im Rahmen eines
MOOC (Onlinekurs) und in Zusammenarbeit mit dem Institut fir
Kinderrechte.

Ferner hat Integras in der Westschweiz eine Gruppe fiir Sozialpa-
dagog*innen aufgebaut, in der man die konkrete Umsetzung der
Kinderrechte in den Institutionen diskutiert. Dies tragt auch zur
Verbesserung der Qualitat der Begleitung bei und sichert, dass die
Kinderrechte eingehalten werden.

Ausserdem sind wir — als Mitglied der Zivilgesellschaft — Teil des
Netzwerks Kinderrechte Schweiz? und wirken an der Erstellung des
Berichts mit. Dies sind nur ein paar Beispiele unter vielen.

Werfen wir einen Blick in die Zukunft: Welches konnten
Problempunkte sein, die im nachsten Bericht zum Thema
werden?

Leider werden die Probleme die gleichen sein. Was uns wirklich
fehlt, ist eine Strategie auf Bundesebene fiir die Umsetzung der
Konvention. Zudem findet keine systematische Reflektion Gber
Kinderrechte in allen Bereichen der Gesellschaft statt. Kinder sind
Teil unserer Gesellschaft. Es ist an der Zeit, dies zu wiirdigen.

Interview und Text: Rosen Ferreira, Integras

1. www.parlament.ch/de/ratsbetrieb/suche-curia-vista/geschaeft? Affai-
rld=20193633

2. www.netzwerk-kinderrechte.ch
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Inklusive Bildung an der Wegkreuzung

Kinder und Jugendliche mit Behinderungen haben rechtlichen Anspruch auf inklusive Bildung.

Das geht derzeit leider viel zu oft vergessen angesichts der Kritik an der Ausgestaltung der
integrativen Schule. Dass Regelschul-Lehrpersonen mit der gegenwartigen Umsetzung an

die Grenzen kommen, ist unbestritten. Politische Vorstdsse, die zurlick zur Separation wollen,
seien trotzdem verfehlt, halten Dagmar Rosler, Prasidentin des Dachverbands der Lehrer*innen
Schweiz LCH, und Dr. Romain Lanners, Direktor der Stiftung Schweizer Zentrum fiir Heil- und
Sonderpadagogik und Mitglied des politischen Beirats von Integras, im Gespréach mit Integras fest.

Dagmar Rosler, Dachverband der Lehrer*innen Schweiz LCH, und Romain Lanners, Stiftung
Schweizer Zentrum fiir Heil- und Sonderpadagogik, im Gesprach mit Rosen Ferreira, Integras

2004 wurde in der Schweiz mit dem BehiG' die rechtliche
Grundlage fiir integrative Bildung gelegt; 2014 ratifi-
zierte die Schweiz die UN-BRK. Inklusion ist das Fernziel,
integrative Schule die Realitat: Wo steht die Schweiz
zurzeit?

Romain Lanners: Wir haben Fortschritte gemacht. Mit dem Sonder-
padagogik-Konkordat 2007 wurden aus sog. «invaliden minderjah-
rigen Versicherten» Schiiler*innen mit besonderem Bildungsbedarf.
Das Konkordat will die Systeme Sonder- und Regelschule zusam-
menflihren nach dem Prinzip «Integration vor Separation».

Zahlenmassig war die Separationsquote innerhalb der Regelschule
vor 20 Jahren in der Schweiz noch sehr hoch, bei 5 Prozent. Jetzt
sind wir bei ungeféhr 3 Prozent. Viele Schiiler*innen aus Klein-
klassen wurden in die Regelklassen integriert. Auf der anderen
Seite gehen jedoch mehr Kinder in Sonderschulen, das heisst die
Sonderschulquote steigt. Waren wir 1980 noch bei 1,4 Prozent,
sind wir 2024 bei 1,9 Prozent angelangt. Das ist fiir mich eine be-
denkliche Entwicklung. Nach wie vor sind viele Ressourcen in den
Sonderschulen gebunden. Gleichzeitig fehlen sonderpadagogisches
Wissen und Ressourcen in den Regelschulen. Hier ware ein Transfer
wichtig.

Dagmar Rosler: Wir sind gut unterwegs, aber noch lange nicht am
Ziel angekommen, vor allem, wenn wir uns die politische Land-
schaft anschauen. Wir miissen den Rucksack, den wir dabeihaben,
anders fiillen. Es muss ein Umdenken stattfinden mit dem gan-
zen Konstrukt, dem Setting, im Umgang mit den Ressourcen. Im
Kanton, wo ich unterrichte, bekommen wir 25 Lektionen Heilpad-
agogik pro 100 Kinder, das heisst etwa drei Lektionen pro Klasse.
Meistens steht man als Klassenlehrperson allein vor 25 Kindern. So
kann Inklusion nicht funktionieren.

Momentan héaufen sich die politischen Angriffe auf

die integrative Schule. Kiirzlich hat der FDP-Prasident
Thierry Burkhard sogar ihre Abschaffung gefordert; im
Kanton Ziirich ist die Forderklasseninitiative von SVP,
FDP und GLP zustande gekommen. Bringt diese Initiative
aus lhrer Sicht Lésungen?

Dagmar Rosler: Die Initiative ist fiir mich Ausdruck davon, dass man
an einem Scheideweg angelangt ist und sich grundsatzlich dariiber
Gedanken machen muss, wie man die Mittel verteilt bzw. bereit-

stellt. Heute miissen Schulen wochenlang warten, bis sie Ressour-
cen bekommen, um Kinder mit Bedarf zu fordern. In der Zwischen-
zeit miissen sie selbst schauen. Das kann so nicht weitergehen.

Ich denke aber auch an den Betreuungsschliissel. Es muss Gefasse
geben, wo Kinder und Jugendliche kurzfristig separiert betreut und
gefordert werden kénnen, aber immer mit der Aussicht, wieder
zuriick in die Regelklasse zu kommen. Auch die Durchlassigkeit
zwischen Sonderschule und Regelschule muss verdndert werden.
Ich wiirde darauf den Fokus setzen und nicht sagen, die Integra-
tion sei gescheitert, es brauche wieder Klein- oder Fremdsprachen-
klassen.

Was bedeutet «Schule fiir alle»?

Romain Lanners: «Schule fiir alle» heisst nicht unbedingt, dass alle
Schiiler*innen in der gleichen Klasse sitzen, sondern dass sie die
Schule des Wohnquartiers besuchen mit den Geschwistern und den
Nachbarskindern. Es gibt Schiiler*innen mit komplexen Bed(irf-
nissen, die eine entsprechende Antwort benétigen. Schule fiir alle
konnte dann bedeuten, dass die Sonderschule eine Klasse in der
Regelschule betreibt. So kénnen auch Kinder mit schweren oder
komplexen Beeintrachtigungen am Leben der Regelschule teilneh-
men. Schiiler*innen kilometerweit in Sonderschulen zu karren, kos-
tet einfach zu viel Geld und Bildungszeit. Nachhaltig ist dies auch
nicht, da die CO2-Bilanz héchstwahrscheinlich katastrophal ist.

«Zahlenmassig war die Separations-
quote innerhalb der Regelschule
vor 20 Jahren noch bei 5 %. Jetzt
sind wir bei ungefahr 3 %. Auf der

anderen Seite gehen jedoch mehr
Kinder in Sonderschulen. Waren wir
1980 noch bei 1,4 %, sind wir 2024
bei 1,9 % angelangt.»
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Dagmar Rosler, Présidentin des
Dachverbands der Lehrer*innen
Schweiz LCH

Romain Lanners, Direktor der Stiftung
Schweizer Zentrum fiir Heil- und
Sonderpadagogik und Mitglied des
politischen Beirats von Integras

«Schulische Heilpadagog*innen

sollten die Klasse unterstiitzen,
nicht einzelne Schiiler*innen. Das
heisst dann auch Unterstiitzung,
Beratung und Coaching der Re-
gellehrperson, um Wissen aus der
Sonderpadagogik zu vermitteln.»

Es kann auch bedeuten, Schiiler*innen ausserhalb der Klasse ein
Angebot zu machen, um zum Beispiel ihre Sozialkompetenz zu
starken. Das wiirde die Lehrpersonen und die Klasse entlasten.
Aber eben immer mit dem Ziel, so schnell wie mdglich in die
Regelklasse zuriickzukehren.

Oder Angebote einzurichten wie Riickzugsorte fiir Kinder aus dem
Autismus-Spektrum, in die sie sich selbststandig zuriickziehen kon-
nen, wenn es zu laut oder zu stressig wird. Solche Rdume kdnnten
auch andere Schiiler*innen nutzen. Vom Barriere-Abbau profitieren
alle, wie wir aus der Architektur wissen. Wenn ich im Alter mit dem
Rollator unterwegs bin, bin ich froh (iber zugangliche Gebaude.

Von den Sonderschulen hére ich, dass die Regelschulen keine Zu-
sammenarbeit wollen. Dasselbe umgekehrt. Es ist jedoch wichtig,
diese zwei Silos aufzubrechen. Durch eine bessere Zusammen-
arbeit gewinnen am Ende alle.

Sehen Sie das auch so?

Dagmar Rosler: Ja, das sehe ich auch so. Was aber oft vergessen
wird: Es gibt bereits viele Schulen, an denen integrative Bildung
gut funktioniert. Wir miissten viel mehr dariiber sprechen, statt
darauf zu fokussieren, was nicht geht.

Wir miissen aber auch mutig sein und uns an grundlegende Verén-
derungen wagen. Silos bestehen ja auch in der Regelschule: Ich bin
Heilpadagogin, ich bin Klassenlehrperson, ich bin Deutschzusatz-
lehrperson. Diese Trennung miisste starker aufgebrochen werden.
Auch Regelklassen-Lehrkrafte brauchen zum Beispiel heilpada-
gogisches Wissen. Dann ware es bei zwei Personen in der Klasse
nicht entscheidend, ob eine davon Heilpadagog*in ist oder nicht.
Auch wenn das jetzt visionar klingt, ich bin (iberzeugt, wenn man
den Schulen Zeit gibt, kénnen solche Dinge entstehen.

Romain Lanners: Mit der Einzelférderung im Sonderpadagogik-
konkordat wurde aus meiner Sicht ein Fehler gemacht. Nun erwar-
ten Eltern, dass so und so viel Stunden fiir ihr Kind zur Verfiigung
stehen, und nicht fiir die Klasse. Hier miissten wir auch ansetzen:
Schulische Heilpadagog*innen sollten die Klasse unterstiitzen,
nicht einzelne Schiiler*innen. Das heisst dann auch Unterstiitzung,
Beratung und Coaching der Regellehrperson, um Wissen aus der
Sonderpadagogik zu vermitteln. Auch die Beratung der Schullei-
tungen ware wichtig. Sie sind oft der Motor fiir Entwicklungen hin
zu mehr Inklusion.

Dagmar Rosler: In der Praxis gelangt der Wissenstransfer aber
haufig an seine Grenzen. Wenn Heilpadagog*innen den Klassen-
lehrpersonen sagen, was sie zu tun haben, stosst das manchmal
auf Widerstand. Da gibt es viel Konkurrenz und Missverstandnisse.
Deshalb pléadiere ich dafiir, dass an den padagogischen Hoch-
schulen vermehrt heilpadagogisches Wissen vermittelt wird, damit
man Situationen aus einem gemeinsamen Wissensstand heraus
beurteilen kann.

Der Graben wird leider auch mit den Lohnstufen vertieft. Heilpada-
gogik-Lehrpersonen werden auf Masterstufe, Primar-Lehrpersonen
auf Bachelor-Stufe eingestuft. Das sorgt fiir Unmut und ist fiir die
Inklusion sicher nicht forderlich.



Hier waren auch die Ausbildungsstitten gefordert, oder?

Romain Lanners: Auch in der Bildungslandschaft haben wir eine
historisch gewachsene Separation. So werden an heute noch
separierten Ausbildungsinstituten fiir Heil- und Sonderpadagogik
Fachleute ausgebildet in Sonderpadagogik, sprich Logopadie,
Psychomotorik und in schulischer Heilpddagogik. Dieses Wissen
fehlt dann in den padagogischen Hochschulen, die die Regellehr-
personen aushilden.

Es gibt aber Beispiele wie die PH Bern oder die HEP BEJUNE, um
nur zwei zu nennen, da werden alle Ausbildungen an einer pada-
gogischen Hochschule angeboten. Das erleichtert gemeinsame For-
schungsprojekte und den Wissenstransfer. Mochte eine Regellehr-
person einen Kurs zu Lernschwierigkeiten oder Verhalten besuchen,
geht das vor Ort. Die Forschung zeigt, dass eine Zusammenarbeit
in der Ausbildung die Zusammenarbeit im Klassenzimmer fordert.

Wie Dagmar Rosler sagte, braucht es bereits bei den Ausbildungen
eine bessere Zusammenarbeit. Man muss raus aus der Konkurrenz
und dem Silo-Denken.

Zuriick zu den Kindern und Jugendlichen. Wie sehen
zurzeit die Bildungswege in der Schweiz fiir behinderte
Kinder und Jugendliche aus? Und wie weit sind diese
von ihrem Rechtsanspruch auf Inklusion entfernt? Erst
kiirzlich schilderte der Nationalrat Islam Alijaj in einem
Interview anhand seines eigenen Werdegangs, wie
schwer es behinderte Kinder und Jugendliche spéter auf
dem Arbeitsmarkt haben, ohne regulidren Schulabschluss
nach der Sonderschule.

Romain Lanners: Wir selektieren in der Schweiz sehr friih. Der Weg
von der Sonderschule zuriick an die Regelschule geschieht jedoch

sehr selten. Eine spatere Selektion kdnnte diese Situation verbes-

sern.

Wichtig ware es auch, Klein- bzw. Férderklassen in der Regelschule
zeitlich zu begrenzen. Die Riickkehr in die Regelklasse muss das
Ziel sein. Auch verschiedene Niveaus abzuschaffen, zum Bei-

spiel die Orientierungsstufe, wie im Tessin. Das ist fiir die weitere
Entwicklung und Berufshildung forderlich. Separation erhéht das
Risiko, ein Leben lang am Rande der Gesellschaft zu leben.

Zwar wird (iber Fachkréftemangel geklagt, gleichzeitig werden
Schiiler*innen durch friihe Selektion spater aus der Berufsbildung
ausgeschlossen. Ausserhalb der Regelschule hat man keinen Zu-
gang zu einem anerkannten Diplom, obwohl viele Schiiler*innen in
den Sonderschulen féhig waren, einen Abschluss zu machen. Auf
dem Weg dorthin werden sie jedoch ausgebremst vom System. Das
konnen wir nachher nicht mehr aufholen. In der Folge fehlen diese
Personen auf dem Arbeitsmarkt. Stattdessen sind sie abhangig von
Sozialhilfe oder IV.

Man hort immer wieder, die integrative Schule benach-
teilige nicht-behinderte Kinder. Dabei belegen viele
Studien, dass das nicht stimmt. Eine neue Studie? aus
St. Gallen sagt jedoch, dass es eine Schwelle gebe. Wie
ordnen Sie das ein?

Romain Lanners: Gemass Studie wird das Zusammenleben in der
Klasse bei einem Anteil von 15-20 Prozent Schiiler*innen mit
besonderem Unterstiitzungsbedarf problematisch. Durch eine
gute Durchmischung kénnen wir das verhindern. Das zeigt sich
auch bei den Pisa-Resultaten. Starke Schiiler*innen werden nicht
ausgebremst durch integrative Schule, die «Schwachen» hingegen
werden gestarkt.

In einer Kleinklasse mit verhaltensauffalligen Schiiler*innen ist
eine Konzentration gleicher Schwierigkeiten hingegen explosiv.
Vom Lernen am Modell wissen wir seit langem, dass die Verhal-
tensweisen der anderen kopiert werden. Das wirkt eher verstar-
kend auf die Problematik. Auch auf viele andere Schwierigkeiten,
wie Sprache, kann man das iibertragen. Ubrigens ist die Studie ein
weiteres Argument gegen Sonderschulklassen. Darin sind hundert
Prozent Schiiler*innen mit besonderem Unterstiitzungsbedarf.

Zum Abschluss: Was sind fiir Sie die wichtigsten Hebel,
um inklusive Bildung zu starken?

Dagmar Rosler: Es braucht eine Analyse der jetzigen Strukturen
und Mut, sie aufzubrechen, weg von den 25 Heilpadagogik-Lektio-
nen pro 100 Schiiler*innen. Wie wollen wir in Zukunft unsere Klas-
sen zusammensetzen, im Wissen darum, dass es ab einer gewissen
Anzahl von Schiiler*innen mit Unterstiitzungsbedarf schwierig
wird? Man hort immer wieder: «Wir haben eigentlich geniigend
Ressourcen, aber sie sind schlecht verteilt» — stimmt das denn
tberhaupt und welche Schliisse zieht man daraus? Kénnten wir
mit dem sogenannten Churermodell® bereits viele Probleme I6sen
oder braucht es kleinere Klassen, also einen anderen Betreuungs-
schliissel? Wiirde es helfen, wenn immer zwei Lehrpersonen in
einer Klasse waren? Braucht es stufen- oder klasseniibergreifende
Modelle in Form von Niveau-Unterricht? Ich glaube, wir miissen
uns auf den Weg machen, das Bildungssystem weiterzudenken.

Romain Lanners: Wichtig ist eine verbesserte Zusammenarbeit von
Sonder- und Regelschule sowie ein Ressourcentransfer. So konnten
wir eine Reihe von Problemen |6sen. Derzeit sind sowohl personel-
le Ressourcen als auch Know-How zu fest in den Sonderschulen
gebunden.

Angebot fordert die Nachfrage — das stimmt auch fiir Kantone, die
besonders integrativ unterwegs sind. Sie haben wenig Sonder-
schulplatze. Dadurch, dass wir am Angebot schrauben und die
Ressourcen, die wir dort einsparen, in die Regelschule investieren,
kommen wir weiter. Der Kanton Waadt zeigt das. Dort wurde die
Anzahl an Sonderschulplédtzen beschrankt. Obwohl die Gesamtzahl
an Schiiler*innen steigt, wéchst der Bedarf an Sonderschulplatzen
nicht mit. So findet man Lésungen und Ressourcen vor Ort, weil
diese nicht in der Sonderschule gebunden sind.

Integrative Schulen sind tragfahiger fiir Veranderungen und
wahrscheinlich auch agiler, weil sie es gewohnt sind, mit Vielfalt
umzugehen.
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«Schule fiir alle bedeutet fiir mich,
dass die Schiiler*innen die Schule
ihres Wohnquartiers oder ihres Dor-

fes besuchen. Das kann verschiedene
Formen haben, aber wir gehoren alle
zur gleichen Gesellschaft.»

Gibt es noch irgendetwas, was Sie den Lesenden
mitgeben wollen?

Dagmar Rosler: Von Seiten des Dachverbands LCH sagen wir
«Integration, wenn maglich, und Segregation, wo nétig». Wir
werden nicht ganz um Sonderschulen herumkommen, auch wenn
wir es wollten. Letztlich geht es um die Schiiler*innen. Wir miissen
schauen, wo kénnen wir sie am besten unterstiitzen? In den meis-
ten Fallen ist das die Regelschule, aber es gibt Schiiler*innen, fiir
deren Bed(irfnisse eine Sonderschule besser geeignet ist.

Inklusive Bildung ist nicht gescheitert, aber wir stehen an einer
Wegkreuzung. So wie es vor 15 Jahren eingefadelt wurde, kénnen
wir nicht weitermachen. Deshalb bin ich froh, dass das Thema jetzt
so prominent ist. Es ist jetzt sehr wichtig, genau hinzuschauen und
zu (iberlegen, wie wir weiterfahren.

Romain Lanners: Ich schliesse mich an. Wir werden weiterhin Son-
derschulen brauchen, aber nicht mehr so viele wie jetzt. Wir sehen
ja, dass Inklusion funktioniert in Kantonen mit einer sehr tiefen
Sonderschulquote.

Es gibt jedoch Schiiler*innen mit komplexen Bediirfnissen, die zum
Beispiel auch auf Pflege angewiesen sind. Fiir sie kann die Sonder-
schule die bessere Losung sein. In anderen Landern sind aber auch
solche Schiiler*innen in den Alltag der Regelschule integriert. Sie
besuchen eine eigene, an ihre Bediirfnisse angepasste (Sonder-)
Klasse auf dem gleichen Schulareal und haben so am Schulleben
teil. Das Erlernen des Umgangs mit Heterogenitat in der Schule

ist eine Gberfachliche Kompetenz, die hilft, sich in einer immer
komplexer werdenden Gesellschaft zurechtzufinden.

Schule fiir alle bedeutet fir mich, dass die Schiiler*innen die
Schule ihres Wohnquartiers oder ihres Dorfes besuchen. Das kann
verschiedene Formen haben, aber wir gehoren alle zur gleichen
Gesellschaft. Schule ist ein Teil davon.

Interview und Text: Rosen Ferreira, Integras

1. www.edi.admin.ch/edi/de/home/fachstellen/ebgb/recht/schweiz/behinder-
tengleichstellungsgesetz-behig.html

2. direct.mit.edu/rest/article-abstract/104/3/602/97728/Peers-with-Special-
Needs-Effects-and-Policies

3. churermodell.ch



https://www.edi.admin.ch/edi/de/home/fachstellen/ebgb/recht/schweiz/behindertengleichstellungsgesetz-behig.html
https://www.edi.admin.ch/edi/de/home/fachstellen/ebgb/recht/schweiz/behindertengleichstellungsgesetz-behig.html
https://direct.mit.edu/rest/article-abstract/104/3/602/97728/Peers-with-Special-Needs-Effects-and-Policies
https://direct.mit.edu/rest/article-abstract/104/3/602/97728/Peers-with-Special-Needs-Effects-and-Policies
https://churermodell.ch/
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Eines der Grundprinzipien der UN-Kinderrechtskonvention ist
das Recht auf Partizipation. Dessen Umsetzung ist jedoch auf
verschiedenen Ebenen mangelhaft. Im letzten NGO-Bericht’
monierte das Netzwerk Kinderrechte Schweiz unter anderem,
dass Kinder mit Behinderungen besonders benachteiligt
seien bei der Ausiibung dieses Rechts. Das betrifft auch den
Bildungsbereich.

/

Eine Forschungsarbeit der PH Luzern ging daher der Frage
nach, worauf bei einem Konzept fiir Schiiler*innen-Mitver-
antwortung an heilpadagogischen Schulen geachtet werden
sollte. Im Rahmen des Masterstudienganges «Schulische
Heilpadagogik» untersuchten die Absolvent*innen Julia

Pfyl und Annika Haase diese Frage am Beispiel der Maurer-
schule (Winterthur) und der Schule der Stiftung ligenhalde
(Fehraltorf) fiir Schiiler*innen mit Mehrfachbehinderung
und Autismus. Rechtliche Grundlagen sind neben der bereits
erwahnten Kinderrechtskonvention auch die UN-Behinder-
tenrechtskonvention (UN-BRK) sowie der Lehrplan 21 (LP21)
und das Volksschulgesetz.

Schiiler*innen haben demgemass das Recht, mitzubestim-
men, wenn es um ihren Schulalltag oder die Schulgemein-
schaft geht. Wie sich das in einem heilpddagogischen Setting
umsetzen lasst, dazu findet sich wenig Literatur. Gesprache
mit Expert*innen ergaben jedoch, dass klassische Organisa-
tionsformen wie Schiiler*innenrat oder Kinderkonferenzen

"
”
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Kind ist zu irgendwas,
um zu partizipieren,

Julia Pfyl.und Annika Haase,

- Forschungsarbeit, PH Luzern

fir Kinder mit Autismus und/oder Mehrfachbehinderungen
eher ungeeignet seien. Stattdessen konne in Kleingruppen
oder Tandems gearbeitet werden. Auch Formen der Delega-
tion sind denkbar. Wie die Schiiler*innen-Mitverantwortung
aussieht, miisse selbst partizipativ ausgehandelt und dann
ausprobiert werden. Wichtig sei, dass alle partizipieren
kénnen. Zudem sollten Themen der Schiiler*innen-Mitver-
antwortung fiir die Kinder relevant und zeitnah erfahrbar
sein. So lasse sich die Bedeutung von Partizipation gerade zu
Beginn besser vermitteln.

Zum Gelingen beitragen kdnnen verschiedene Instrumente
bzw. Bedingungen. Gerade fiir autistische Kinder sollen
Strukturen und Personen konstant, Ablaufe vorhersehbar,
Reize reduziert sein. Eine Empfehlung lautet, auf TEACCH?
-Basis zu kommunizieren und im gesamten Prozess Leichte
Sprache einzusetzen. Auch das Instrument der Unterstiitzten
Kommunikation (UK), zum Beispiel in Form von Visualisierun-
gen oder Blickrichtungstafeln, kénne zum Einsatz kommen.
Dies erfordere aber stabile Beziehungen zwischen Fachperso-
nen und Kindern mit Mehrfachbehinderungen, denn nur aus
vielfach wiederholter Erfahrung lasse sich die Bedeutung von
Zeichen ableiten.

Einig waren sich die Expert*innen auch darin, dass die
Haltung der Fachpersonen wesentlich ist: Es brauche einen
Vertrauensvorschuss gegeniiber den Schiiler*innen oder wie
es in der Arbeit heisst, «...kein Kind ist zu irgendetwas, um
partizipieren zu kdnnen.» Studien belegten, dass die Haltung
bei der Umsetzung wichtiger sei als die materielle oder
personelle Ausstattung. Sowohl die Selbstreflexion der Fach-
kréfte als auch eine Schulleitung, welche diese Entwicklung
fordert, seien entscheidende Faktoren fiir das Gelingen von
Partizipation an heilpadagogischen Schulen.

Nicht nur ist Partizipation ein Recht — sie «lohnt» sich auch
individuell, indem die kommunikativen Kompetenzen der
Schiiler*innen gestarkt werden, und strukturell auf der Ebe-
ne der Schul-, Klassen- und Unterrichtskultur.

1. www.kinderschutz.ch/angebote/netzwerke/netzwerk-kinderrechte/
ngo-bericht

2.Teacch steht fir «Treatment and Education of Autistic and related
Communication handicapped Children». Der Ansatz arbeitet mit rdum-
licher und zeitlicher Strukturierung u.a. auf Basis visueller Hilfen wie
Bildkarten.


https://www.kinderschutz.ch/angebote/netzwerke/netzwerk-kinderrechte/ngo-bericht
https://www.kinderschutz.ch/angebote/netzwerke/netzwerk-kinderrechte/ngo-bericht

Fokus: Theorie und Praxis

Neu im sozialraumorientierten System:

Vertrauenspersonen

2013 vollzog die Schoio AG den Wechsel vom klassischen Kinderheim Schoren zur Schoio Familienhilfe.
So wurden die stationdren Dienstleistungen mit ambulanten Angeboten erganzt und konsequent

nach dem Konzept der Sozialraumorientierung ausgerichtet. Konkret bedeutet dies, Kinder und deren
Familien bedarfsorientiert und individuell zu unterstiitzen und dabei die Ressourcen der Lebenswelt
und der Familie als zentrale Bestandteile einer Massnahme zu nutzen. Auch Vertrauenspersonen
wurden bereits einbezogen. Nun entwickelt die Schoio AG ein Konzept dazu. Welche Uberlegungen
dahinterstehen und wie die ersten Erfahrungen sind, schildert Svenja Beck, Mitglied der
Geschaftsleitung der Schoio AG, im Gesprach mit der Integras-Co-Geschaftsleiterin Meryem Oezdirek.

Svenja Beck, Schoio AG, im Gesprach
mit Meryem Oezdirek, Integras

Die Schoio AG arbeitet ja sozialraumorientiert. Welchen
Effekt hat das auf die Kinder und Familien?

Im Vergleich zum Ansatz in «traditionellen» Kinder- und Ju-
gendheimen bleiben Eltern auch im stationaren Bereich in der
Verantwortung. Das heisst zum Beispiel, dass sie ihre stationar
untergebrachten Kinder regelmassig ins Bett bringen. Man muss
gemeinsam herausfinden, wo Méglichkeiten und die Motivation
der Eltern liegen und wo sie im Moment entlastet werden miissen.
In einem Fall lebte die Familie getrennt und die Mutter musste
stationar in Behandlung. Die zwei Kinder kamen ins Schoio. Damit
der Vater die Kinder am Wochenende allein betreuen konnte, boten
wir ihm hier einen Raum an. Er hatte nur eine Einzimmerwohnung
und traute es sich zunachst nicht allein zu. Wir sagten ihm, er
konne uns jederzeit anrufen, sei es bei einem Konflikt oder wenn
die Kinder krank wiirden. Dies vermittelte Sicherheit und fiihrte
schlussendlich dazu, dass die Familie wieder gemeinsam mit den
Kindern nach Hause ging. Fiir den Ubergang wurde eine Familien-
begleitung installiert, bis die Familie sagen konnte: «Wir fiihlen
uns sicher, wir brauchen Sie nicht mehr.»

Man muss konstant priifen, ob die Unterstiitzung von innen oder
von aussen kommt. Wenn sie vor allem aus dem Sozialraum
kommt, von der Nachbarin, dem Paten, aber nicht mehr von der
Fachkraft, muss diese sich zuriickziehen. Dann braucht es sie nicht
mehr.

Wie seid lhr auf das Konzept der Vertrauensperson
gestossen?

Ich habe 2023 am nationalen Qualitatsdialog Kindesschutz' teil-
genommen, wo Empfehlungen und Standards vorgestellt wurden.
Darin war auch von Vertrauenspersonen die Rede: «Das Kind hat
ausserdem die Maéglichkeit, aus seinem Umfeld eine Vertrauens-
person zu wahlen, die nicht direkt in die Fallbearbeitung involviert
sein muss.»?

Es hat mich gefreut, dass Sozialraumorientierung als wichtiges
Kindesschutzthema wahrgenommen wird. Bewusst Ressourcen aus
dem Umfeld einzusetzen, ist wichtig, denn hier bestehen bereits
Beziehungen, gibt es bereits Vertrauen. Diese Beziehungen miissen
gestarkt werden, damit Kinder und Jugendliche bei Abschluss einer
Unterstlitzungsmassnahme auf ein vorhandenes Netzwerk der

eigenen Lebenswelt zurlickgreifen und darauf aufbauen kénnen.

Bei langjahrigen stationaren Unterbringungen gibt es oft das Pro-
blem, dass die Kinder gute Beziehungen zu den Sozialpddagog™*in-
nen aufbauen. Wenn diese gehen, gibt es Beziehungsabbriiche,
was schlecht ist fiir die Entwicklung der Kinder. Deshalb sollten
Fachkrafte nicht die wichtigsten Bezugs- und Vertrauenspersonen
sein. Die braucht es natiirlich unbedingt. Auch wir stehen mit den
Kindern und den Familien in Beziehung, aber Vertrauenspersonen
missen unbedingt in der Lebenswelt der Kinder und Jugendlichen
gesucht werden. Das ist keine einfache, aber eine nachhaltige
Lésung.

lhr seid also iiber die Interessengemeinschaft fiir
Qualitat im Kindesschutz (IGQK) auf das Thema
gestossen, habt es im Team besprochen und daraus
nun ein Konzept erarbeitet?

Das Konzept steht noch nicht, wir sind ja erst 2023 darauf ge-
stossen. Wir wollen aber systematisch in die Richtung weitergehen.
In Ansatzen setzen wir es bereits jetzt um. Bei einer Familie spielte
zum Beispiel der Onkel, bei einem Jugendlichen eine befreundete
Familie eine wichtige Rolle. Deshalb haben wir einzelne Personen
oft in Prozessen und bei wichtigen Gesprachen einbezogen.

Es muss auch nicht immer ein Riesenpapier sein. Wichtig ist, wie

generell bei der Sozialraumorientierung, dass das Konzept in der

Prozessgestaltung alle Bereiche umfasst. Bei uns also Schule, Ver-
netzung und die stationdren und ambulanten Dienstleistungen.

Was sind die Aufgaben einer Vertrauensperson?

In erster Linie stehen Vertrauenspersonen Kindern oder Jugend-
lichen im Alltag aber auch in Entscheidungssituationen zur Seite,
also bei einem Standortgesprach oder in einer Krise, wenn Jugend-
liche zum Beispiel iiberlegen, die Lehre abzubrechen. Es ist wichtig,
dass Eltern, Kinder, Vertrauens- und Fachpersonen an einem Tisch
sitzen und sich gegenseitig horen. Durch Partizipation und Mehr-
perspektivitat gelingt das Vorgehen viel eher, auch weil der Ansatz
von den Jugendlichen eher mitgetragen wird. Welche Rolle die
Vertrauensperson konkret spielen kann und mdchte, muss aber
erfragt werden. Nicht alle wollen oder kdnnen gleichermassen
eingebunden werden.
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Und wie erfragt lhr, wer als Vertrauensperson
in Frage kommt?

Wir probieren gerade aus, wann und wie das am besten stattfin-
det. Bei Jugendlichen gibt es zuerst das Auftragsgesprach, wo es
um die Rahmenbedingungen geht. Das ist unserer Meinung nach
zu friih. Spater, beim Eintrittsgesprach mit den Eltern und Jugend-
lichen, fragt man mal, ob es eine Person gibt, der die Jugendlichen

vertrauen und ob sie mochten, dass diese Person bei wichtigen Ge-

sprachen dabei ist. Auch Eltern oder andere Erziehungsberechtigte
konnen Vorschldge machen.

«lch bin iiberzeugt davon, dass
Kinder und Jugendliche unsere
Zukunft sind. Die Familie ist grund-
satzlich der am besten geeignete
Ort, um sich zu entwickeln und zu
entfalten.»

ry

&l

Am Anfang ist aber so viel zu besprechen, dass vielleicht erstmal
nichts kommt. Dann ist es unsere Aufgabe, nachzuhaken. Auch fiir
ein solches Gespréch braucht es ja erst einmal Vertrauen. Es ist
wichtig, diese Frage in die Abldufe einzubinden, bis etwas kommt.
Das kann auch erst nach drei Monaten sein. Danach werden die
Eltern dariiber informiert und es wird Kontakt aufgenommen mit
der Vertrauensperson. Und nach deren Zusage wird es dem Netz-
werk mitgeteilt.
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Wir beginnen aber gerade erst, den Prozess fiir uns zu definieren.
Wann fragt man das erste Mal, in welchen Zeitabstanden fragt
man nach, ist das eine tragfahige Beziehung, die auch in ein paar
Jahren noch besteht, was passiert, wenn die Jugendlichen wech-
seln wollen? Es sind noch viele Fragen offen.

Wer sollte Deiner Meinung nach diese
Vertrauenspersonen begleiten und schulen?

Vertrauenspersonen miissen nicht geschult werden. Sie verfiigen
tiber das Wissen der Lebenswelt, das wir Fachleute nicht haben. Es
geht nicht darum, padagogisches Fachwissen zu vervielfachen. Es
genligt die Bereitschaft, mit uns auf Augenhohe zusammenzuar-
beiten und das Wissen der Lebenswelt des Kindes einzubringen. In
der Zusammenarbeit mit Erziehungsberechtigten ist es ja dhnlich.
Wir lernen von ihnen und sie von uns. Genau diese Mehrperspekti-
vitat bietet Chancen. Wenn man diese nutzt, natirlich im Netzwerk
mit dem Beistand, der zuweisenden Stelle und dem Kindesschutz,
ist das ein Gewinn fiir alle.

Auch die SODK und die KOKES* empfehlen, Vertrauens-
personen sollen aus dem personlichen Umfeld der Kinder
kommen. Wer aber bestimmt die Vertrauensperson,
sobald das Kind jemanden vorgeschlagen hat? Die
Kinder- und Erwachsenenschutzbehdrde KESB oder die
begleitende Institution?

Es gibt fiir beides Vor- und Nachteile. Die KESB kennt die Familie,
deren Lebensraum und die Perspektive des Kindes und kann diese
einbringen. In der Praxis ist es aber vermutlich einfacher, wenn die
Entscheidung im operativen Bereich erfolgt. Die Schwelle fiir mog-
liche Vertrauenspersonen, diese Rolle anzunehmen, ist im Umgang
mit uns kleiner.

Es braucht vorab Gespréche mit jenen Fachpersonen, die taglich
mit den Jugendlichen zu tun haben. Wenn es im Umfeld Konflikte
gibt, zum Beispiel zwischen den Eltern und der mdglichen Ver-
trauensperson, braucht es vor einem gemeinsamen Termin viel
Vorbereitung mit allen Beteiligten. Allein aufgrund ihrer Rolle kann
die KESB das nicht leisten. Ware sie von Anfang an dabei, gabe es
aber natiirlich eine andere Verbindlichkeit. Das sprache wieder fiir
dieses Modell.

Warum gibt es in den meisten anderen Organisationen
noch keine Zusammenarbeit mit Vertrauenspersonen?

Selbst wir, die solchen Ideen nah sind, fangen jetzt erst an, das
Konzept umzusetzen. Wir waren so damit beschaftigt, unsere Ab-
laufe gemass den neuen Anforderungen des Kantonalen Jugend-
amtes zu gestalten, dass andere Dinge zu kurz kamen. Das wird
anderen Organisationen ahnlich gegangen sein. Vielerorts sind
vielleicht auch Vorbehalte vorhanden: Es gibt schon die enge
Zusammenarbeit mit den Eltern und nun soll eine weitere Person
dazu kommen, die vielleicht Kritik iibt? Ausserdem ist das Thema
vielleicht auch noch nicht in der Fachéffentlichkeit angekommen.
Als ich letztes Jahr an dem Qualitatsdialog Kindesschutz war, gab
es viele Leitungspersonen von stationdren Einrichtungen, die noch
nie etwas von «Vertrauenspersonen» gehdrt hatten, obwohl die
Wahl einer Vertrauensperson bei stationaren Einrichtungen eine
Bedingung des Kantonalen Jugendamtes in Bern ist.

Svenja Beck, Mitglied Geschaftsleitung
und Fachbereichsleitung Schoio AG

Kommen wir zur letzten Frage: Was braucht es, damit
solche Konzepte umgesetzt werden?

Es braucht die gemeinsame Vision, Kinder und ihre Familie starken
und unterstiitzen zu wollen. Wichtig ist auch Offenheit dafiir, sich
am individuellen Bedarf der Kinder, Jugendlichen und ihrer Fami-
lien auszurichten, weg von einer starren Angebotslogik. Das sollte
sich auch in Rahmengesetzen wie dem KFSG® niederschlagen.
Leider werden stattdessen pauschal Leistungspakete vergeben. Es
geht dann vor allem darum, Platze zu fiillen, das heisst, der Bedarf
passt sich dem Angebot an. Das sehe ich kritisch.

Entscheidungstrager*innen miissen realisieren, dass Bedarfs-
orientierung ein Kindesschutzthema ist. Angebote miissen flexibler
werden. Wichtig ist aus meiner Sicht nicht, wie die Dienstleistung
heisst, sondern dass die Ressourcen der Familie und Lebenswelt
immer wesentliche Bestandteile der Massnahme sind.

Ich bin tiberzeugt davon, dass Kinder und Jugendliche unsere Zu-
kunft sind. Die Familie ist grundsatzlich der am besten geeignete
Ort, um sich zu entwickeln und zu entfalten. Aus diesem Grund
sollten wir als Fachpersonen Beziehungen ausserhalb des profes-
sionellen Bereichs unbedingt unterstiitzen.

Interview: Meryem Oezdirek, Integras
Text: Rosen Ferreira, Integras

1. qualitaet-kindesschutz.ch/events/3-nationaler-qualitaets-dialog/

2. qualitaet-kindesschutz.ch/app/uploads/2023/08/WEB_UNICEF QStan-
dards DE-final.pdf

3. qualitaet-kindesschutz.ch

4. SODK steht fiir die Konferenz der kantonalen Sozialdirektor*innen, KOKES
ist die Abkiirzung der Konferenz fiir Kindes- und Erwachsenenschutz, einer
interkantonalen Fach- und Direktionskonferenz.

5. Gesetz (iber die Leistungen fiir Kinder mit besonderem Férder- und
Schutzbedarf im Kanton Bern.
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https://qualitaet-kindesschutz.ch/events/3-nationaler-qualitaets-dialog/
https://qualitaet-kindesschutz.ch/app/uploads/2023/08/WEB_UNICEF_QStandards_DE-final.pdf
https://qualitaet-kindesschutz.ch/app/uploads/2023/08/WEB_UNICEF_QStandards_DE-final.pdf
https://qualitaet-kindesschutz.ch

Innovationsbooster fiir
Vertrauenspersonen

Das Thema «Vertrauenspersonen» ist von zunehmender Bedeutung in der sozialen Arbeit, besonders
in Kontexten wie der ausserfamiliaren Betreuung von Kindern und Jugendlichen. Integras bewirbt sich
derzeit gemeinsam mit PACH, dem Kompetenzzentrum Leaving Care, Youvita und dem Verband Care-
leaver Schweiz mit einem Projekt zum Thema beim «Innosuisse Innobooster», einer Forderinitiative
der Schweizerischen Agentur fiir Innovationsforderung. Ziel ist es, das Konzept «Vertrauensperson» im
Sinne der Kinderrechte auszuformulieren und die Rolle von Vertrauenspersonen zu starken.

Meryem Oezdirek, Integras

Die Konferenz der kantonalen Sozialdirektorinnen und Sozial-
direktoren (SODK) und die Konferenz fiir Kindes- und Erwach-
senenschutz (KOKES) formulierten in ihren Empfehlungen zur
ausserfamiliaren Unterbringung, Vertrauenspersonen seien als An-
sprechpartner*innen fiir Kinder und Jugendliche in Pflegefamilien
oder Heimen einzusetzen. Konkret werden ihre Aufgaben in den
Empfehlungen so umrissen: «Die Hauptaufgabe der Person des
Vertrauens ist, das Kind zu unterstiitzen, seine Meinung einzubrin-
gen und Gehor zu erhalten. Sie hat die Anliegen des Pflegekindes
ernst zu nehmen. Zentral ist ein Hineinfiihlen und Hineindenken
in die Situation des Kindes oder der/des Jugendlichen und seiner
Bed(irfnisse. Sie nimmt nicht eine objektive Haltung ein, sondern
zeigt die subjektive Haltung des Kindes auf. Im Zentrum steht das
subjektive Vertrauen des Kindes in diese Person. Das urteilsfahige
Kind bestimmt die Person des Vertrauens selber resp. wirkt mass-
geblich bei deren Bestimmung mit.»

Vertrauenspersonen sollen den Kindern und Jugendlichen also Ver-
trauen und Unterstiitzung in schwierigen Situationen bieten. Um
neutral und unabhangig zu agieren, ist es wichtig, dass sie ausser-
halb des offiziellen Betreuungssystems stehen. Dieses Konzept ist

Innosuisse, Schweizerische Agentur fiir Innovationsforderung,
fordert KMU, Startups, Forschungsinstitutionen und andere
Schweizer Organisationen bei ihren Forschungs- und
Entwicklungsaktivitaten.
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jedoch nicht immer klar definiert und wird in der Praxis unter-
schiedlich umgesetzt, was zu Herausforderungen fiihrt.

Im Projekt will Integras mit seinen Partner*innen verschiedene
Hindernisse fiir den umfassenderen Einsatz von Vertrauens-
personen identifizieren und hieraus Empfehlungen ableiten. Im
Austausch mit Integras-Mitgliedern haben wir bereits einige
Erkenntnisse sammeln kénnen. Dazu gehdren das grundlegende
Bewusstsein fiir die Implementierung, aber auch die Erkennt-

nis, dass mangelnde Ressourcen fiir eine familienzentrierte oder
milieuspezifische Arbeit sowie fehlende Standards und Richtlinien
die Umsetzung erschweren. Das Projekt zielt darauf ab, Barrieren
zu identifizieren, Losungsansatze zu entwickeln und letztlich die
Implementierung des Konzepts «Vertrauensperson» zu fordern.

Das Thema ist von grosser Bedeutung fiir die Qualitat in der
Arbeit mit ausserfamiliar gefordeten Kindern und Jugendlichen.
Aktuell befindet sich das Projekt in der zweiten Projektphase bei
der Schweizerischen Agentur fiir Innovationsférderung, Innosuisse.
Das bedeutet dass die Entwicklung eines konkreten Projekts von
Innosuisse unterstiitzt wird.




Fur die Praxis

Tools & Tipps

Die Kinderrechte: Kennst du sie?
Les droits de I’enfant : tu connais ?
Unterrichtsmaterial in DE, FR, IT (kostenlos):

Psychische Gesundheit und Kinderrechte

Die Unterrichtseinheiten befahigen Schiiler*innen, Stressfaktoren, Sorgen
und Emotionen zu erkennen. Ubungen dazu stérken die eigene Resilienz. Sie
lernen Techniken zur Stressbewaltigung und wie sie zu einem Umfeld bei-
tragen konnen, das die psychische Gesundheit aller Beteiligten fordert. Ein
separates Dossier, «Balance im Schulalltag», enthalt Korper-, Atem- und
Meditationsiibungen. Von Integras, Terre des Hommes Schweiz

und der Stiftung Kinderdorf Pestalozzi. ik E

el

Neue Plattform gegen
(Cyber-)Mobbing in FR (kostenlos)

Die neue Website der Romandie zur Bekampfung von
Mobbing in der Schule ist ein Tool, das Ressourcen und
Instrumente fiir Fachleute in allen Kantonen der Romandie
(plus Bern) zusammenfasst. Ausgangspunkt ist die sog.

Shared Concern-Methode des schwedischen Psycho-

logen Anatol Pikas. In Zusammenarbeit mit der
HETSL erstellt.

liebi+: Pravention von
sexueller Gewalt und Forderung
der sexuellen Gesundheit

Der Verein liebi+ betreibt in Zlirich eine Beratungs- und Bildungs-
stelle fiir Menschen mit kognitiven Beeintrachtigungen, deren Eltern
und Angehdrige sowie Assistenz- und Begleitpersonen und gesetzliche
Vertretungen. liebi+ will damit dem Behindertengleichstellungsgesetz
Nachdruck verleihen und qualitativ hochwertige und innovative Angebo-
te im Bereich der Pravention von sexueller Gewalt und der Forderung
sexueller Gesundheit anbieten.

[Elgsd[E]  Fir Menschen mit Behinderungen, Angehérige,
'“_ - Assistenzpersonen in Ziirich kostenlos.
DLt
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https://www.children-rights.ch/
https://www.plateforme-mpp.ch/
https://liebi-plus.ch

Neuer Leitfaden «Kindesvertretung in
Verfahren der KESB» in DE (kostenlos)

Ein neuer Leitfaden der Berner Fachhochschule BFH will die Partizipationsrech-
te von Kindern und Jugendlichen in Kindesschutzverfahren starken. Der Leitfaden
«Kindesvertretung in Verfahren der KESB» bietet Fachpersonen konkrete Empfehlungen
zur Rollenkldrung, zur Zusammenarbeit und zum Einbezug der Kinder. Die Praxisleitlinien
richten sich an KESB-Behérdenmitglieder, Kindesvertreter*innen, Beistandspersonen,
Abklarende, Gutachter*innen und Fachpersonen, die ambulante, aufsuchende oder
stationare Leistungen der Kinder- und Jugendhilfe anbieten.

Save the Date: Am 19. Marz 2025 findet dazu
an der BFH auch eine Tagung statt.

Vivre la diversité, pratiquer I'égalité.
Une plateforme dans le domaine

[=]HE;[=]
Plattform Isonomie in FR (kostenlos): LEHRPLAW

Fiir Gleichstellung und mehr Diversitat [ 5

Die Plattform ISONOMIE fiir Diversitat und Gleichstellung entstand im Rah-
men des Projekts mit dem Titel «Centre de compétences et de ressources pour
héducation de hégalité (CREE)» auf Initiative der vier Westschweizer Padagogi-
schen Hochschulen. Ziel der Plattform ist es, ein Netzwerk fiir den Austausch von
Wissen und Erfahrungen in den Schul- und Tertidrbildungssystemen zu diesen
Themen zu fordern. Die Plattform bietet nicht nur Informationen, sondern
auch Weiterbildungen, Workshops sowie padagogische und didaktische
Ressourcen an und weist auf Projektausschreibungen hin. Fiir den
Zugang muss ein Passwort angefordert werden.

Lehrplan Q: Schulbesuche,
Unterrichtsmaterialien und mehr

Das Projekt Lehrplan Q hat zum Ziel, an Schulen fiir LGBTIAQ+
Themen zu sensibilisieren mittels Weiterbildungen, Unterrichtsmate-
rialien und Klassenbesuchen (7.-9. Klasse). Die hohe Nachfrage zeigt,

dass diese Angebote fiir Schulen und Lehrpersonen sehr attraktiv sind.
Sie decken einen Teil des Lehrauftrags ab und kénnen unkompliziert
angefordert werden. Im Rahmen des Projekts werden diese Schul-
projekte mit professionalisierten Aus- und Weiterbildungen,
gemeinsamen Unterrichtsmaterialien und neuen Pro-

zessen der Qualitatssicherung gestarkt. p=1-
- F%%
U E 5 .

Goblin Tools: KI-basiertes Werkzeug fiir Pla- [OHET O
nung & Kommunikation bei Neurodivergenz
u.a. in EN, DE, FR (kostenlos) OkE

Nicht nur neurodivergente Kinder und Jugendliche kénnen Schwierigkeiten haben in
Kommunikation und Planung. Auch erwachsene Personen mit Autismus oder ADHS ken-
nen das Gefiihl, nicht sicher zu sein, wie eine Chat-Nachricht beim Gegeniiber ankommt,
oder die Schwierigkeit, eine grossere Aufgabe zu beginnen. Goblin Tools ist ein kosten-

loses Werkzeug, das mit KI-Hilfe Vorschlage macht, wie Tasks in kleinere Etappen
aufgeteilt werden konnen, das Feedback zu einer Formulierung gibt oder auf
Basis des KiihIschrankinhalts und von Allergien ein Rezept ausspuckt.
Kochen muss man aber leider immer noch selbst.


https://www.bfh.ch/soziale-arbeit/de/aktuell/fachveranstaltungen/berner-tagung-zum-kindes-und-erwachsenenschutz-kindesvertretung-in-der-praxis/
https://www.bfh.ch/de/aktuell/news/2024/leitfaden-kindesvertretung
https://www.isonomie.ch
https://lehrplanq.ch/
https://goblin.tools/

Aus dem Verband

Nationale Tagung Sozial-
und Sonderpadagogik

Am 5./6. Marz findet zum ersten Mal die neue Nationale Tagung
Sozial- und Sonderpadagogik 2025 in Bern statt!

Thema wird die Familienarbeit sein: Wie beziehen wir ein vielfal-
tiges und komplexes familidres Umfeld der Kinder als Ressource
ein? Welche Veranderungen benétigen wir in der Praxis fiir eine

Tagung Sonderpadagogik 2024

Netzwerke starken, inklusive Bildung ermdglichen -
Eine Losung in Zeiten des Fachkraftemangels?

Der Fachkraftemangel ist ein herausforderndes Problem, wel-
ches uns noch langer begleiten wird. Fachpersonen miissen
trotz akuten Personalmangels eine gute Begleitung der ihr
anvertrauten Kinder gewahrleisten. Eine Ldsung kénnte die
Netzwerkarbeit sein.

In ihrem Einstiegsreferat unterstrich Maren Schreier, dass
ein erfolgreiches Netzwerk von allen beteiligten Personen
getragen werden muss, um die Wechselseitigkeit von Geben
und Nehmen zu garantieren. Wichtig ist zudem die Hetero-
genitat innerhalb der Netzwerkgruppen, um irrelevante oder
schadliche Resultate zu verhindern. Diesen Punkt griff auch
Saphir Ben Dakon auf. Aus ihrer Sicht tragen heterogene
Netzwerke zur Verhinderung multidimensionaler Diskriminie-
rung bei. Romain Lanners gewahrte Einblick in die schuli-
sche Separation in der Schweiz. Er schloss sein Referat mit
Erkenntnissen zum Umgang mit Ressourcen am Beispiel von
Sprachtherapien.

NEy,

wirksame Familienarbeit? Und, am wichtigsten: Wie konnen wir
als Fachpersonen Familiensysteme und damit auch Kinder und Ju-
gendliche starken? Diese Fragestellungen betreffen sowohl Sozial-
als auch Sonderpadagogik. Die Tagung bringt diese Perspektiven
zusammen und diskutiert zukunftsfahige Ansatze.

0 D -

¥

Praxisbeispiele zur multidisziplindren Netzwerkarbeit und
interaktive Referate pragten den Nachmittag. Grégory
Tschopp illustrierte den Weg zu einem auf politischer Ebene
getragenen padagogisch-erzieherischen Konzept. Jorg Berger
setzte die Vernetzung verschiedener Schulen in den Fokus.

Er zeigte, dass sich — wenn alle die gute Entwicklung des
Kindes als gemeinsames Ziel vor Augen haben — Kompromis-
se finden lassen.

Es zeigte sich, dass das Netzwerk ein grosses Potenzial

zum Auffangen fehlender Ressourcen hat. Jedoch kénnen
Interventionen auf den «unteren» strukturellen Ebenen den
Fachkraftemangel nur voriibergehend mildern. Netzwerke
miissen zuséatzlich auf hoheren (politischen) Ebenen Unter-
stlitzung einfordern konnen. Dem geht Integras als Teil der
Zusammenarbeit mit verschiedenen Praxisverbanden und im
Rahmen des Forschungsprojekts von SavoirSocial aktiv nach.

Vivienne Simon

Referate und Resultate
aus den Workshops:



https://www.integras.ch/de/tagungen/sonderpaedagogik/98-archiv/1125-tagung-2024

Prasentationen und Ergebnisse der Tagungen
sowie alle Termine finden Sie auf der Website:

www.integras.ch/tagungen

Schweizer Forum Kinder- und Jugendhilfe 2024

Ubergénge - sensible Phasen gestalten

Ubergénge sind ein Teil des Lebens eines jeden Menschen.
Denken Sie an die Wendepunkte, an denen sich Ihr Alltag
radikal verandert hat. Erinnern Sie sich an die unterstiitzen-
den Personen, die Orientierungspunkte, die Ihnen geholfen
haben, weiterzumachen, diese Zeit iberwinden und sie sich
zu eigen machen. Denken Sie nun an die Kinder und Jugend-
lichen, die Sie direkt betreuen oder die sich in dem Bereich
befinden, fiir den Sie arbeiten.

Wias fiir Anstrengungen miissen diese Kinder und Jugend-
lichen unternehmen, um sich an Situationen anzupassen, die
weit iiber das Gewohnliche hinausgehen ... und die sich als
ausserst komplex erweisen kénnen, sowohl auf emotionaler
und struktureller Ebene als auch im Alltag! Fiir die Fachper-
sonen sind diese Ubergangsmomente auch gleichbedeutend
mit grossen Anstrengungen bei der Zusammenarbeit: Um sie
mit allen betroffenen Akteur*innen und Fachleuten bestmég-
lich vorzubereiten, um zusammenzuarbeiten, um in diesen
unsicheren Zeiten eine gewisse Kontinuitat zu gewahrleisten.
Wie kdnnen wir am besten zusammenarbeiten, um diese
sensiblen Phasen zu gestalten?

Am Forum fiir Kinder- und Jugendschutz am 29. Mai 2024
nahmen 120 Fachleute mit unterschiedlichem Hintergrund
teil. Professorin Gaélle Aeby analysierte die Herausforderun-
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SAVE THE DATE 2025

05.-06.03.2025:

Nationale Tagung Sozial- und Sonderpadagogik, Bern
22.5.2025:

Schweizer Forum Kinder- und Jugendhilfe, Bern
Sept. / Okt. 2025:

Murten-Tagung

11.-13.11.2025:

Brunnen-Tagung

gen und Risiken von Abbriichen bei den Ubergéngen in die
Fremdplatzierung wie auch innerhalb, wahrend und aus der
Fremdplatzierung. Mithilfe von Instrumenten, insbesondere
eines Platzierungskalenders, ist es maglich, Ubergénge in
die Lebensléufe der Kinder und Jugendlichen einzugliedern,
wodurch eine Gesamtschau und ein multiperspektivischer
Ansatz (der inshesondere das Netzwerk des Kindes bertick-
sichtigt) ermdglicht werden. Ein weiteres Instrument, das
Kindern und Jugendlichen hilft, sich die Ubergénge in ihrem
Lebenslauf zu eigen zu machen, ist das Handbuch «Ankom-
menn». Es ist wissenschaftlich erwiesen, dass Biografiearbeit
dazu beitragt, das Selbsthild der teilnehmenden Jugend-
lichen zu verbessern, positive Beziehungen aufzubauen und
schwierige Situationen im Alltag besser zu bewaltigen. Aus
den Diskussionen ging hervor, dass fiir eine vorbereitete und
koordinierte Begleitung von Ubergangen die Klarung von
Rollen, Zielen und Schritten fiir alle beteiligten Akteur*in-
nen von entscheidender Bedeutung ist. Ein Ubergang in die
ausserfamilidre Unterbringung sowie innerhalb, wahrend
und aus der ausserfamilidren Unterbringung fiihrt nicht
zwingend zu einem Abbruch, wenn er vorher/wahrend/nach-
her begleitet wird.

Loréne Métral

Referate und Resultate
aus den Workshops:



https://www.integras.ch/de/tagungen/veranstaltungen/archiv/1159-29-05-2024-schweizer-forum-kinder-und-jugendhilfe-2
https://www.integras.ch/de/tagungen

Aus der Forschung

Geschlechtsdiverse junge Menschen
in der Kinder- und Jugendhilfe:
eine besonders vulnerable Gruppe?

Trotz des wachsenden globalen Engagements und rechtlicher Fortschritte zeigen auch aktuelle
Studien weiterhin, dass sexuelle und geschlechtliche Minderheiten, insbesondere auch
geschlechtsdiverse Jugendliche, einem hoheren Risiko fiir psychische Gesundheitsprobleme
ausgesetzt sind (Semlyen et al., 2016). Sie unterstreichen, dass diese jungen Menschen besonders
anfallig fiir depressive Symptome, Angststérungen, Substanzmissbrauch, Essstérungen und
Verhaltensprobleme sind (Austin et al., 2013; Day et al., 2017; Russel & Fish, 2016; Scannapieco
et al., 2018; Watson et al., 2020; Thorne et al., 2022). Diese erhohte Vulnerabilitat wird oft durch
Diskriminierung, soziale Isolation und fehlende Unterstiitzung in ihrem sozialen Umfeld verscharft.

Bericht Equals, Factsheet Sept. 2024

Fragestellung

1. Wie haufig werden in EQUALS@WeAskYou junge Menschen
mit der Geschlechterangabe «divers» erfasst?

2. Welche auffélligen psychischen Belastungen berichten ge-
schlechtsdiverse Jugendliche im Vergleich zu ihren gleichalt-
rigen Mitbewohnenden?

3. Wie schatzen geschlechtsdiverse junge Menschen ihre all-
gemeine Selbstwirksamkeitserwartung' ein?

Methode

Stichprobe: 870 seit Marz 20212 erfasste Jugendliche zwischen
12 und 18 Jahren (M=15.6, SD=1.4) aus 35 unterschiedlichen
EQUALS-Einrichtungen.

Instrumente: Die Angaben zum Geschlecht wurden von den
sozialpadagogischen Bezugspersonen mit den Stammdaten in der
Onlineplattform EQUALS@WeAskYou erhoben. Angaben zu den
psychischen Belastungen entstammen den Selbstbeurteilungen mit
der zweiten Version des Massachussetts Youth Screening Instru-
ments (MAYSI-2; Grisso & Barnum, Famularo, & Kinscherff 1998),
das spezifische klinische Symptome erfragt, die in einem stationa-
ren Aufenthalt friihzeitig erkannt und besonders beachtet werden
sollten. Die allgemeine Selbstwirksamkeitserwartung wurde (iber
das Selbsturteil im SWE (Jerusalem & Schwarzer 1999) erfasst.

Analysen: Chi-Tests und einfaktorielle Varianzanalysen (ANOVAs).
Das Signifikanzniveau wurde jeweils auf = 0.05 festgelegt.

Ergebnisse
1. In der Stichprobe wurden 32.5% als mannlich und 65.6%
als weiblich angegeben. Bei 2.4% wurde als Geschlecht die

Option «divers» gewahlt.

2. Die Gruppe der geschlechtsdiversen Jugendlichen zeigt im
Vergleich zu den anderen jungen Menschen ein signifikant

hoheres Mass an Belastungen, die dem internalisierenden Be-
reich zugeordnet werden kdnnen (wie depressive, angstliche
Symptome oder somatische Beschwerden). Besonders auffal-
lig sind dabei die Suizidgedanken, bei welchen der Anteil mit
auffalligen Werten sogar — statistisch hochsignifikant — iber
dem der ohnehin stark belasteten weiblichen Jugendlichen
liegt (siehe Abbildung 1).

3. Auch bei der allgemeinen Selbstwirksamkeitserwartung
wird die hohere Belastung der geschlechtsdiversen jungen
Menschen deutlich: lhr durchschnittlicher Wert liegt sowohl
im Vergleich zu den mannlichen als auch zu den weiblichen
Jugendlichen niedriger. Diese Unterschiede sind statistisch
ebenfalls hochsignifikant.

Schlussfolgerungen

Geschlechtsdiverse Jugendliche sind innerhalb der Kinder- und Ju-
gendhilfe mindestens genauso haufig anzutreffen, wie ausserhalb.
Die gefundene Pravalenz entspricht anderen publizierten Zahlen,
die je nach Kontext zwischen 1 und 3% variieren. Dariiber hinaus
belegen die vorliegenden Auswertungen in Ubereinstimmung mit
dem aktuellen Forschungsstand, dass es sich bei diesen jungen
Menschen (so wie auch bei anderen geschlechtlichen oder sexuel-
len Minderheiten) um eine besonders vulnerable Gruppe handelt,
die eines besonderen und spezifischen Schutzes vor vermeidbaren
Stressoren bedarf. Um diese zu identifizieren, wird die Zusammen-
arbeit mit geeigneten Fachstellen empfohlen.

1. Optimistisches Vertrauen in die eigene Fahigkeit, Herausforderungen zu
bewdltigen und gewiinschte Ergebnisse zu erzielen.

2. Zuvor konnte «divers» als Geschlecht in den Datenerhebungen noch nicht
angegeben werden.
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Abbildung 1. Anteile mit auffdlligen Belastungen gemdss Selbsturteil
im MAYSI-2 nach angegebenem Geschlecht (N=798).
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Abbildung 2. Durchschnittliche T-Werte in der allgemeinen
Selbstwirksamkeitserwartung (SWE) nach angegebenem Geschlecht
(N=678). Die Fehlerbalken beziehen sich auf die Standardfehler.

EQUALS macht sich fiir ausserfamiliar untergebrachte Kinder, Jugendliche und junge
Erwachsene und diejenigen, welche fiir diese wertvolle Arbeit leisten, stark.

EQUALS wird in Zusammenarbeit mit Integras und teilnehmenden Institutionen
am Zentrum Liaison und aufsuchende Hilfen der UPK Basel Klinik fiir Kinder und
Jugendliche (UPKKJ) kontinuierlich weiterentwickelt.

www.equals.ch
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Aus der Forschung

«Integration vor Separation»
am Beispiel der Reintegration

Die Forderung, ein diskriminierungsfreies, chancengleiches und inklusives Bildungssystem
zu gewahrleisten, ist in der Schweiz auf rechtlicher Ebene mehrfach verankert. Mit dem
Grundsatz, «integrative Losungen sind separierenden Losungen vorzuziehen» (SPK, Art.
2b) gilt eine separierende Beschulung nur in Ausnahmefallen als Option. Die Angaben des
Bundesamtes fiir Statistik zeigen, dass die Sonderschulquote bzw. der Anteil an separiert
beschulten Kindern und Jugendlichen in Sonderschulen seit dem Schuljahr 2017/18 bis
zum Schuljahr 2022/23 konstant geblieben ist respektive eine leichte Zunahme verzeichnet
(BFS, 2024)". Dies vor dem Hintergrund zahlreicher Studien, die tiberwiegend positive
Auswirkungen der integrativen Beschulung gegeniiber der separierenden Beschulung

fur Kinder und Jugendliche mit sonderpadagogischem Forderbedarf (SFB) feststellen und
aufzeigen, dass Kinder und Jugendliche ohne SFB in ihrem Lernen nicht benachteiligt werden,
sofern ein bestimmter Anteil an Kindern und Jugendlichen mit SFB in der Klasse nicht

tiberschritten wird (vgl. Lanners et al., 2024).

Federica Hofer,
Projektleiterin und Dozentin PH Luzern

Die Reintegration als Einzelfall

Es stellt sich jedoch die Frage, inwiefern der genannte Grundsatz
auch nach der Zuteilung in eine Sonderschule greift. Schliesslich
sind die Sonderschulen dazu verpflichtet, sowohl die separierte
Beschulung als auch den potenziellen Wechsel in ein integratives
Setting regelmassig zu (iberpriifen. Die Angaben des Bundesam-
tes fir Statistik lassen allerdings Zweifel aufkommen hinsichtlich
dieser Uberpriifung. So zeigen die untersuchten Bildungsverlaufe
von Kindern auf der Primarstufe von 2012 bis 2018, dass ein Anteil
von 2.7 Prozent aller Schiiler*innen in ihrer Primarschulzeit in den
«separativen Unterricht» wechselte. Davon kehrten 42 Prozent in
eine Regelschulklasse zuriick (BFS, 2021). Separativer Unterricht
umfasst dabei die Beschulung in Sonderschulklassen (in Sonder-
schulen) und in Sonderklassen (in Regelschulen). Im Bericht wird
die Vermutung geéussert, dass {iberwiegend Schiiler*innen aus
zeitlich befristeten Sonderklassen in eine Regelschulklasse zuriick-
kehrten. Diese Vermutung erhértete sich in weiteren Auswertungen
(vgl. Snozzi et al., 2023).

Eine Reintegration von einer Sonderschulklasse in eine Regelschul-
klasse geschieht somit nur selten. Die Durchldssigkeit des Schwei-
zer Schulsystems scheint nur in eine Richtung gewahrleistet zu
sein — Reintegrationen gelten als Einzelfalle.

Das Forschungsprojekt zu Teil- und Reintegrationen

Nichtsdestotrotz besteht eine geringe Anzahl an Kindern und Ju-
gendlichen, denen eine Reintegration von der Sonderschule an die
Regelschule er6ffnet wird. Doch wie gestalten sich diese Reinteg-
rationsprozesse vor dem Hintergrund zweier getrennter Systeme
und wodurch werden sie begiinstigt respektive erschwert? Diesen
beiden Fragen widmet sich das Forschungsprojekt «Teil- und Re-
integration als Einzelfall?»? am Institut fiir Diversitdt und inklusive
Bildung (IDB) der Padagogischen Hochschule Luzern®. Finanziell
unterstiitzt wird das Projekt durch das Eidgendssische Biiro fiir
die Gleichstellung von Menschen mit Behinderungen (EBGB) und

durch das Schweizer Zentrum fiir Heil- und Sonderpadagogik
(SZH).

Untersucht werden die Reintegrationsprozesse von sechs Kindern
und Jugendlichen aus verschiedenen Deutschschweizer Kantonen.
Die Expert*innengesprache nach Helfferich wurden mit den re-
integrierten Kindern und Jugendlichen, deren Eltern sowie den an
der Reintegration beteiligten schulischen Akteur*innen der Sonder-
und Regelschule gefiihrt. Gesamthaft brachten 40 Personen ihre
subjektive Sichtweise auf die sechs Reintegrationsprozesse ein.
Ausgewertet wurden die Gesprache mittels qualitativer Inhalts-
analyse nach Kuckartz mit Fokus auf die Prozessheschreibungen
sowie auf die identifizierten Gelingensbedingungen und Barrieren.

In den Gesprachen wurde auch ber die Initiierung der Reintegra-
tion gesprochen. Inwiefern die Sonderschulen im Sinne des Grund-
satzes «Integration vor Separation» eine Reintegration anstiessen,
wird nachfolgend beleuchtet.

Die Initiierung der Reintegration im Projekt

An der Initiierung der sechs Reintegrationsprozesse waren die Son-
derschulen unterschiedlich stark beteiligt. Bei Eldi, Theo, Matteo
und Lionel* wurde die Reintegration durch die Eltern angestossen,
bei Elias durch den Kanton und bei Rebecca durch die Sonderschu-
le, gemeinsam mit den Eltern.

Eldis Eltern konnten die schulische Heilpadagogin des heilpadago-
gischen Kindergartens liberzeugen, bereits nach wenigen Mona-
ten die Reintegration aufs nachste Schuljahr vorzubereiten. Die
schulische Heilpadagogin war anfangs skeptisch, da dies im ersten
Jahr an der Sonderschule in der Regel «eh kein Thema» sei. Das
hartnéckige Engagement der Eltern zahlte sich schlussendlich aus:
Der Antrag fiir die Reintegration in die 1. Klasse wurde gestellt und
umgesetzt.
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Aus der Forschung

Theos Reintegration wurde ebenfalls von seinen Eltern initiiert
respektive eingefordert. Die Eltern wurden mehrfach von der
Sonderschule vor vollendete Tatsachen gestellt, kaum informiert
und hatten den Eindruck, dass die Sonderschule Theo gerne be-
halten wollte — er war der Einzige seiner Klasse, der lautsprachlich
kommunizierte. Erst als die Eltern die mangelhafte Forderung und
Theos Riickschritte im heilpadagogischen Kindergarten nach-
weisen konnten, wurde die Reintegration verbindlich geplant und
realisiert. Das Engagement von Theos Eltern fiir seine integrative
Beschulung wurde ihnen von der Sonderschule, aber teils auch von
Personen der «aufnehmenden» Regelschule negativ ausgelegt,
was sich wiederum negativ auf die Zusammenarbeit auswirkte.

Matteo sollte urspriinglich fiir drei Monate an einer Sonderschule
beschult werden. Dieser Zeitraum wurde im Verlauf des Schul-
jahres der 6. Klasse allerdings mehrmals verlangert. Dies lag auch
darin begriindet, dass eine Riickkehr in dieselbe Klasse zur selben
Lehrperson als wenig sinnvoll erachtet wurde. Matteos Eltern setz-
ten sich schliesslich fiir die Reintegration in die 1. Oberstufenklasse
ein. So konnte Matteo mit einer neuen Klasse und neuen Lehrper-
sonen starten. Die Sonderschule hatte jedoch einen spateren Zeit-
punkt im Verlauf der Oberstufe favorisiert. Schliesslich vermochten
die Eltern den Schulleiter der Sonderschule zu {iberzeugen.

Lionel wohnte wahrend der 6. Klasse in einem Sonderschulheim
und besuchte dort auch die Sonderschule. Dieses Heim war Rein-
tegrationen gegeniiber wenig aufgeschlossen. Folglich beantragte
Lionels Mutter einen Wechsel in ein anderes Sonderschulheim,
welches Reintegrationen gegeniiber offen war. Lionel startete dort
in der 7. Klasse. Nach wenigen Monaten initiierten die beiden
schulischen Heilpadagog*innen schliesslich Lionels Reintegration.
Ohne das Engagement der Mutter ware auch diese Reintegration
nicht realisiert worden.

Bei Elias wurde die Reintegration kantonal verordnet, ohne das
Einverstandnis der Eltern. So wechselte er nach der 2. Klasse an
einer Sonderschule in die 2. Klasse einer Regelschule. Der Wechsel
war fiir Elias und seine Familie herausfordernd. Elias’ Mutter leidet
an einer schweren, unheilbaren Krankheit. Durch die Reintegration
fielen zahlreiche unterstiitzende Strukturen der Sonderschule weg,
wodurch die familidre Situation zusatzlich belastet wurde.

Bereits bei Rebeccas Zuweisungsentscheid in einen heilpadagogi-
schen Kindergarten wurde angemerkt, dass eine Reintegration zu
einem spateren Zeitpunkt gepriift werden sollte. Somit hatten die
Eltern wie auch die Verantwortlichen der Sonderschule von Beginn
an (ber die Option einer Reintegration gesprochen. Obwohl
Rebecca nach 1.5 Jahren im heilpddagogischen Kindergarten einen
altersadaquaten Entwicklungsstand zeigte, war die schulische Heil-
padagogin der Sonderschule nach wie vor unsicher, ob Rebecca

in die 1. Klasse reintegriert werden sollte. Dies auch aufgrund der
Erfahrung der Heilpadagogin mit frilheren «gescheiterten» Reinte-
grationen, in Regelschulklassen ohne inklusives Verstandnis. Man
entschied sich bei Rebecca fiir eine anfangliche Teilintegration.

«Integration vor Separation» in der Verantwortung der
Sonderschule (und der Regelschule)

Anhand dieser Ausfiihrungen wird ersichtlich, dass der Grundsatz
«Integration vor Separation» am Beispiel der Initiierung nur bei

Rebecca und Lionel von der Sonderschule (mit)angestossen wurde.
In drei bzw. vier von sechs Fallen war das Engagement der Eltern,
fiir die integrative Beschulung ihrer Kinder einzustehen, ausschlag-
gebend. Dies ist problematisch, da eine Reintegration nicht von
den Ressourcen der Familien abhéngig sein darf. Weiter weisen
vier der sechs Familien im Projekt einen hohen sozio-6konomi-
schen Status (Bildungsabschluss der Eltern) auf, zudem ist nur bei
einer Familie Schweizerdeutsch nicht die Familiensprache. Folglich
verfligen die Familien im Projekt (iber entsprechende Ressourcen,
um sich fiir die Reintegration ihres Kindes einzusetzen.

Um «Integration vor Separation» respektive Reintegrationen von
Kindern und Jugendlichen aus Sonderschulen zu realisieren, sind
insbesondere die Fachpersonen der Sonderschule in die Verantwor-
tung zu nehmen. Es liegt in ihrem Auftrag, die separierte Sonder-
beschulung regelmassig transparent zu tberpriifen, auch wenn
finanziell keine Anreize bestehen. Gleichzeitig gilt fiir die Regel-
schule, sich gegeniiber Reintegrationen aus der Sonderschule zu
6ffnen und eine inklusive Schule fiir alle zu starken. Eine Annahe-
rung der beiden getrennten Systeme ist unabdingbar, um «Integra-
tion vor Separation» zu realisieren und dadurch die Durchlassigkeit
zu verbessern.
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1. Fiir die Schuljahre davor wird die Sonderschulquote nicht ausgewiesen (BFS,
2024). Der Anteil an Kindern und Jugendlichen in Sonderklassen in der Regel-
schule steigt seit dem Schuljahr 2021/22 ebenfalls an.

2. www.phlu.ch/forschung/projekte/15579/teil-und-reintegration-als-einzelfall-
portraits-gelungener-prozesse-der-teil-und-reintegration-von-kindern-mit-be-
hinderungen-in-regelschulklassen.html

3. Das Projekt lauft vom 01.01.2023 bis zum 31.12.2024.

4. Alle Namen wurden anonymisiert.
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Mitwirkung von Kindern
und Jugendlichen im
Verfahren — je nachdem ...

Kinderanwaltschaft Schweiz setzt sich fiir die qualifizierte
Rechtsvertretung des Kindes ein. Im nachfolgenden Artikel
beleuchtet die Geschaftsfiihrerin von Kinderanwaltschaft
Schweiz - Avocates de I'enfant Suisse die Unterschiede in
den rechtlichen Mitwirkungsmdglichkeiten von Kindern
und Jugendlichen bei einer angeordneten oder bei einer
freiwilligen ausserfamilidren Unterbringung.

Irene Verdegaal,
Kinderanwaltschaft Schweiz

Fir Kinder und Jugendliche, die ausserfamilidr untergebracht
werden, ist diese neue Lebenssituation sehr einschneidend. Hierbei
macht es aus kinderanwaltschaftlicher Sicht einen erheblichen
Unterschied, ob das Kind zum Beispiel durch eine KESB-Anord-
nung untergebracht wurde oder ob es «freiwillig» — also durch die
Zustimmung der Eltern — ausserfamiliar aufwachst. Ob es sich um
eine angeordnete oder um eine «freiwillige» Platzierung handelt,
wirkt sich direkt auf die Partizipationsmdglichkeiten des Kindes
aus.

Bei einer angeordneten Platzierung lauft ein KESB-Verfahren,
wobei eine Rechtsvertretung des Kindes eingesetzt werden kann.
Die Behorde entscheidet dann, ob und wo das Kind platziert wird.
Dabei sollte das Kind von der KESB angehort werden. Bei einer
freiwilligen Platzierung hingegen wird kein behordliches Verfahren
eingeleitet. Ohne Verfahren kann dann auch keine Rechtsver-
tretung fiir das Kind eingesetzt werden. Somit ist keine kinder-
anwaltschaftlich sinnvolle Unterstiitzung des Kindes in dessen
Willenshildung méglich und folglich die Partizipation des Kindes
oft mangelhaft.

Dabei ist ausschlaggebend zu beachten: Die Freiwilligkeit der
Unterbringung von Minderjahrigen baut auf der Zustimmung der
Eltern und nicht direkt auf dem Kindeswillen auf. Erfolgt keine Ein-
setzung einer kinderanwaltschaftlichen Rechtsvertretung, ist somit
bei der freiwilligen Platzierung die Unterstiitzung des Kindes kaum
moglich. Nur in einem konkreten behordlichen oder gerichtlichen
Verfahren kénnen Kinderanwalt*innen — dieser Begriff ist aus
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Kindersicht verstandlicher als «Rechtsvertretung», weshalb ich ihn
lieber verwende — ein Kind begleiten, informieren und vollumfang-
lich vertreten.

Dieses Dilemma, dass die Platzierung «freiwillig» — also ohne
Verfahren und ohne kinderanwaltschaftliche Vertretung — erfolgte,
erfahren viele in Heimen oder Pflegefamilien Heranwachsende im
Jugendalter, wenn sie eine Anderung ihrer Lebenssituation wiin-
schen. «Ich mdchte mit einem Kinderanwalt, einer Kinderanwaltin
sprechen» sind Ausserungen, die Heimmitarbeitende und Pflege-
familien regelmassig horen. Doch eine solche rechtliche Ansprech-
person kann dann gemass geltender Rechtslage leider nicht rasch
und formlos beigezogen werden.

Aus diesem Grund bietet der Verein Kinderanwaltschaft Schweiz
hierfiir in allen Landessprachen Kurzberatungen an, fiir Fach-
personen, Kinder, Jugendliche und Angehdrige, um letztlich der
Frage nachzugehen, wie eine regional tatige Rechtsvertretung, die
sich sowohl in Verfahrensfragen wie auch in Kinderrechtsfragen
auskennt, eingesetzt werden kann, um Kinder und Jugendliche zu
unterstiitzen und deren Partizipation zu ermdglichen. Aus Sicht von
Kinderanwaltschaft Schweiz sollte es keinen Unterschied machen,
ob ein Kind angeordnet oder freiwillig in einem Heim oder bei
einer Pflegefamilie aufwachst. Fiir solche einschneidende Lebens-
veranderungen sollten die betroffenen Kinder und Jugendlichen in
jedem Szenario die gleichen Rechte auf Partizipation und Mitwir-
kung haben.




Meinung

Careleaver: Expert*innen

ihrer Lebensumstande

In der Schweiz wird man mit dem 18. Geburtstag miindig. Damit enden in unserem

Land auch die Leistungen der Kinder- und Jugendhilfe. Volljahrig zu werden, ist ein
herausfordernder Schritt im Leben eines jungen Menschen. Das gilt noch viel mehr fiir
Jugendliche, die mit der Volljahrigkeit die ausserfamiliare Unterbringung verlassen miissen.
Man nennt diese jungen Leute «Careleaver». Sie sehen sich in diesem Moment ihres
Lebens mit mehreren grossen, gleichzeitig auftretenden Herausforderungen konfrontiert
wie Wohnen, Alltagsbewaltigung, administrative und finanzielle Anforderungen, Bildung

und Berufseinstieg.

Leyla Fessler & Liliane Galley

Careleaver haben oftmals kein familidres oder institutionelles Netz
und kénnen nur auf wenige unterstiitzende Ressourcen zuriickgrei-
fen. Sie sind oft isoliert und laufen verstarkt Gefahr, dass es gerade
im Moment des Erwachsenwerdens zu einem sozialen, beruflichen
oder ausbildungsseitigen Bruch kommt. Es miissen Lésungen
gefunden werden, damit dieser Ubergang ins Erwachsenenleben
stufenweise und adaquat begleitet durch 6ffentliche Leistungser-
bringer*innen erfolgt.

Um Lésungen zu entwickeln, die den realen Bediirfnissen ent-
sprechen, miissen die Betroffenen einbezogen werden. Careleaver
sind Expert*innen ihres eigenen Lebens. Entsprechend miissen sie
die Maéglichkeit haben, an der Ausarbeitung von Projekten, die sie
betreffen, mitwirken zu kénnen.

In der Deutschschweiz wurden zwischen 2017 und 2020 zwei
qualitative Studien durchgefiihrt, von der Ziircher Hochschule fiir
Angewandte Wissenschaften (ZHAW) und von der Fachhochschule
Nordwestschweiz (FHNW). Eine Besonderheit betraf das Studien-
design, das vorsah, dass speziell dafiir ausgebildete Careleaver die
Schilderungen und Erfahrungen ihrer Peers erhoben und analysier-
ten. Dieses Vorgehen sollte einerseits erméglichen, die Bediirfnisse
der Jugendlichen zu verstehen, fiir einen erfolgreichen Ubergang
in die Selbststandigkeit nach dem Austritt aus einer sozialpadago-
gischen Institution oder einer Pflegefamilie. Andererseits sollten so
neue Angebote und Projekte entwickelt werden, die den erhobe-
nen Bediirfnissen auch wirklich entsprechen. Nach Abschluss der
beiden Forschungsarbeiten griindeten die teilnehmenden Carelea-
ver den Verein Careleaver Schweiz'.

Das im Jahr 2019 gegriindete Kompetenzzentrum Leaving Care
(CCLC)? sensibilisiert ebenfalls fiir das Thema. Es arbeitet mit
Projekten von und fiir Careleaver und hat inshesondere eine Karte?
erstellt, auf der Angebote fiir eine kontinuierliche oder temporare
Begleitung in den Deutschschweizer Kantonen abgebildet sind.

Solche Initiativen sind essenziell fir die Entwicklung von Angebo-
ten, die sich am realen Kontext und am gelebten Alltag orientieren.
In der Westschweiz engagiert sich das Observatoire latin de I'en-
fance et de la jeunesse* (OLEJ; Observatorium fiir Kinder und Ju-
gendliche in der lateinischen Schweiz) in diesem Bereich. Sein Ziel
ist es, die herrschende Praxis und die Kinder- und Jugendpolitik zu
dokumentieren und zu deren Weiterentwicklung beizutragen.

Gestiitzt auf die im deutschsprachigen Landesteil bereits ge-
leistete Arbeit wird das OLEJ — in Partnerschaft mit dem CCLC

und YOUVITA® — 2025 eine partizipative Forschung starten, die

die Bediirfnisse der Careleaver in der Westschweiz erheben und
aufzeigen soll. Gleichzeitig sollen die in der lateinischen Schweiz
bestehenden Angebote erfasst werden. Ziel ist es, die 6ffentlichen
Leistungserbringer*innen fiir die Erfahrungen beim Ubergang in
die Volljahrigkeit gerade dieser Jugendlichen zu sensibilisieren, um
passende Leistungen entwickeln oder die bestehenden Angebote
anpassen zu kdnnen.

In einem ersten Schritt hat das OLEJ im Friihjahr 2024 im Rahmen
des Programms Innovation Booster® das Projekt « De la protec-
tion a I'autonomie »’ eingereicht, mit dem in kleinem Massstab
eine auf die Bediirfnisse der Jugendlichen abgestimmte, konkrete
Losung entwickelt und getestet werden soll. Das Projekt wurde

in Zusammenarbeit mit Mitgliedern von Careleaver Schweiz,

dem CCLC und Akteur*innen aus der Praxis ausgearbeitet. Seine
innovative Kernidee soll iber einen Zeitraum von sechs Monaten
getestet werden und eine Antwort liefern auf die Herausforderung
des Ubergangs in die Volljahrigkeit.

Quellen
1. www.careleaver.ch

2. leaving-care.ch

3. leaving-care.ch/cartographie-des-offres

4. olej.ch
5. www.youvita.ch

6. innovationsociale.ch/ntn-innovation-booster/cycle-dinnovation-2023/2024-1

7. olej.ch/projets/travaux-de-recherche-2/

THEMA 26


https://www.careleaver.ch/
https://leaving-care.ch/
https://leaving-care.ch/cartographie-des-offres
https://olej.ch/
https://www.youvita.ch/
https://www.innovationsociale.ch/ntn-innovation-booster/cycle-dinnovation-2023/2024-1
https://olej.ch/projets/travaux-de-recherche-2/

Leyla Fessler hat einen Master in Sozial-
wissenschaften. Sie ist wissenschaftliche
Mitarbeiterin am Observatoire latin de
I'enfance et de la jeunesse (OLEJ) und
Forschungsbeauftragte am ColLabora-
toire (Universitat Lausanne). Sie hat als
Sozialpadagogin in sozialpadagogischen
Institutionen fiir Kinder und Jugendliche in
Genf gearbeitet.

Liliane Galley ist die Geschaftsfiihrerin
des Observatoire latin de |'enfance et de la

jeunesse (OLEJ). Sie ist ausgebildete Son-

derpadagogin und besitzt einen Postgra-

duate-Master in Offentlicher Verwaltung.

Sie hat bei verschiedenen o6ffentlichen und
privaten Stellen im Bereich Prévention,

Kinder- und Jugendschutz gearbeitet und
ist Mitglied der Eidg. Kommission fiir

Kinder- und Jugendfragen.

Herausgeberin

Integras, Fachverband Sozial- und Sonderpadagogik,
Pfingstweidstrasse 16, 8005 Ziirich

Tel. 044 201 15 00, integras@integras.ch
www.integras.ch

Redaktion
Rosen Ferreira, Meryem Oezdirek

Mitarbeit

Rosen Ferreira, Leyla Fessler, Liliane Galley, Federica Hofer,
Nils Jenkel, Loréne Métral, Meryem Oezdirek, Vivienne
Simon, Irene Verdegaal

Fotografie

Foto Svenja Beck: Isabella Joss; Foto Federica Hofer: zVg;
Foto Dagmar Rosler: Gion Pfander; Foto Romain Lanners:
zVg; Foto Irene Verdegaal: zVg; Foto Jessica Pierobon:
Bianca Guggenheim; Foto Meryem Oezdirek: Bianca Gug-
genheim; Foto Loréne Métral: Bianca Guggenheim; Foto
Leyla Fessler: zVg; Foto Liliane Galley: zVg

Korrektorat & Ubersetzung
Bettina Gisler, Anne Delord

Layout
Annatina Sidler, designsia.ch

Druck
Druckerei Printoset GmbH, Flurstrasse 93, 8047 Ziirich

Auflage
500 Ex. Deutsch, 250 Ex. Franzosisch




Association professionnelle
pour |'éducation sociale
et la pédagogie spécialisée




	Inhalt
	Herausforderungen und Lösungsansätze im Umgang mit dem Fachkräftemangel in der Kinder- und Jugendbet
	Wenn Fachkräfte fehlen, 
leiden auch Kinder und Jugendliche
	Wir brauchen 
ein gemeinsames politisches Engagement!
	Fachkräftemangel aus Sicht 
von Kindern und Jugendlichen
	Institutionen von Grund auf erneuern
	Tipps & Tools
	Integras-Tagungen 2023
	Bericht Equals: Zufriedenheit 
mit Partizipationsmöglichkeiten
	Fachkräftemangel als Potenzial gesellschaftlicher Erneuerung
	Was können Sozial- und Sonderpädagog*innen tun, um Inklusion sicherzustellen?

